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Kreisverwaltung Trier-Saarburg        Trier, 25.08.2026 
Geschäftsbereich IV   Abteilung: 4 

___________________________________________________________________ 

     

BESCHLUSSVORLAGE 
(Nr. 0219/2026/2) 

 

 

Beratungsfolge Sitzungstermin  Behandlung 

Kreistag 07.09.2026 öffentlich 

 

Kostensteigerung der neuen Maßnahmen - Zustimmung zur Übertragung von 
Verpflichtungserklärungen 

 
S a c h d a r s t e l l u n g :  
 

Für das Jahr 2026 wurde im Haushalt für Kreisstraßen ein Volumen in Höhe von 
9.150.000,- € an neuen bzw. Maßnahmen, welche noch nicht vergeben wurden in 

den Haushalt eingebracht. Bei diesen Zahlen handelte es sich um Schätzungen des 
LBM Trier. 
In der derzeitigen weltpolitischen Lage (insbes. Irankrieg) kommt es im Straßenbau 

aufgrund der gestiegenen Rohstoffpreise zu erheblichen Kostensteigerungen. Dies 
hat sich bereits in den Submissionsergebnissen der letzten Maßnahmen 

niedergeschlagen und führt dazu, dass die in 2025 erfolgten Kostenschätzungen als 
nicht mehr aktuell und angemessen angesehen werden können.  
 

Aus diesem Grund wurden durch den LBM neue aktualisierte Schätzungen für die 
noch ausstehenden Maßnahmen erstellt. Hierbei kommen wir zu dem Ergebnis, dass 

aufgrund der gestiegenen Kosten insgesamt rd. 2,5 Mio. € zur Vergabe der 
geplanten Maßnahmen fehlen. Zur Veranschaulichung haben wir eine 
entsprechende Tabelle als Anlage beigefügt. Ebenfalls wird ein Vertreter des LBM in 

der Sitzung die Sachlage erläutern. 
 

Der LBM schlägt vor, dass zwei größere Maßnahmen (K057 FS bei Korlingen und 
K095 FS bei Rascheid) erst in 2027 vergeben werden sollen. (Siehe Tabelle 
26.08.26_ohne) Dies würde das Defizit auf rd. 1,5 Mio. € reduzieren.  

In der Sitzung des Kreisausschusses wurde dieser Verschiebung nach 2027 
zugestimmt.  

 
Da jedoch für die übrigen Maßnahmen noch keine Submissionsergebnisse 
vorhanden sind und es somit noch zu über die aktuelle Schätzung hinausgehende 

kommen kann, muss hier zwecks Abdeckung des Kostenrisikos eine entsprechende 
erhöhte haushalterische Vorsorge getroffen werden.  

 
Finanzierung: 
Da für die Vergabe der Maßnahmen im Haushalt entsprechende Haushaltsmittel 

vorhanden sein müssen, werden hierfür noch rd. 1,5 Mio. € an 
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Verpflichtungsermächtigungen für Kreisstraßen benötigt, vorausgesetzt, die beiden 
o.g. Maßnahmen werden nach 2027 verschoben.  
Im Haushaltsplan 2026 wurden beim Teilhaushalt 4040, Buchungsstelle 57104-

019100-571040122-38 (Breitbandausbau) 63 Mio. Euro als 
Verpflichtungsermächtigungen eingestellt. Diese Verpflichtungsermächtigungen für 

den Breitbandausbau werden jedoch nur zum Teil in 2026 benötigt. Somit kann im 
Rahmen der Deckungsfähigkeit des Teilhaushaltes für die Auftragsvergabe der 
Kreisstraßenmaßnahmen in Höhe von 1,5 Mio. Euro verfügt werden.   

 
Der Bau- und Vergabeausschuss (Sitzung am 17.08.2026) sowie der 

Kreisausschuss (Sitzung am 24.08.2026) haben dieser Vorgehensweise einstimmig 
zugestimmt. 
 

 
 

 
 
Kosten: 

 
Betrag: VE   1.500.000,- € 

Haushaltsjahr: 2026 
Teilhaushalt: 4 – 4040 - Kreisstraßen 
Buchungsstelle: 54201-096110 

Haushaltsansatz: 9.150.000,- € 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
 

B E S C H L U S S V O R S C H L A G :  
 
Der Kreistag stimmt für die haushaltsmäßige Ermächtigung der anstehenden 

Auftragsvergaben für Kreisstraßen im lfd. Haushaltsjahr 2026 im Rahmen einer 
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 1,5 Mio. Euro als überplanmäßige VE für 

den Kreisstraßenbau im Haushalt 2026 zu. Der Kreistag stimmt außerdem der 
Übertragung der Verpflichtungsermächtigungen des Breitbandausbaus in Höhe von 
1,5 Mio. zur Deckung der benötigten Mehrkosten im Kreisstraßenbau zu.  

Außerdem stimmt der Kreistag der Verschiebung der beiden Maßnahmen „K57 freie 
Strecke bei Korlingen zw. K12 und L143“ und „K 95 freie Strecke bei Rascheid zw. 

OD und L152“ in das Haushaltsjahr 2027 zu.  
 
Anlagen: 

Maßnahmen 2026_Mehrkosten  
Mahnahmen 2026_Mehrkosten, ohne K 57 und K 95 

 
 
 

 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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